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In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

Beigeladene: f „ „ . . ‚ . . . . . .

1

hat der 6° Senat des Bundessozialgeriohts am 25° Mai 1957

beschlossen:

Der Rechtsstreit ist in der Hauptsache erledigt„
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Das beklagte Land und die Beigeladanen tragen die ihnen er—
wachsenen Kosten des Rechtsstreits selbst, Das beklagte Land

hat der Klägerin die außergerichtlichen Kosten des Rechts—

streits im Berufungs— und Revisionsverfahren zu erstatten;

im übrigen trägt die Klägerin ihre Kosten selbst°

Das Landesschiedsamt für Ärzte in Frankfurt/Main hatte mit

Beschluß vom 2. Februar 1952 die Berufung
der Klägerin gegen

einen Beschluß des Schiedsamts für Ärzte beim Oberversiche—

rungeamt Wiesbaden vom 12. Juni 1951 zurückgewiesen und fest—

gestellt, daß die Klägerin zur Kassenpraxis nicht zugelassen

gewesen sei, Die Anfechtungsklagé der Klägerin hatte beim

Sozialgericht (SG.) keinen Erfolg; das SC—°sah die Klage als

verspätet erhoben an° Das Landessozialgericht (LSG.) verwies

auf die Berufung der Klägerin hin die Sache zur anderweiten

Prüfung und Entscheidung an das SG„ zurück; es hielt die vom

SG, ausgesprochene Prozeßabweisung für rechtsirrig‚\weil

‚mangels einer Rechtsbehelfsbelehrung in dem
angefochtenen Be—

schluß des Landesschiedsamts die Klageerhebung am 30, Januar

1954 noch möglich gewesen sei. mit der — nicht zugelassenen —

Revision hat das beklagte Land geltend gemacht, daß aus Grün—

den der Rechtssicherheit für die Klageerhebung eine Frist von
einem Jahr nach Zustellung des angefochtenen Beschlusses ange—

nommen werden müsse; es hält im übrigen die Entscheidung des
Landesschiedsamts, das als Gericht anzusehen sei, für ohnehin

unanfechtbar„

Während des Revieionsverfahrene wurde die Klägerin als Kassen—‘

ärztin in Frankfurt/Main zugelassen. Die Klägerin beantragte

nunmehr, ‘ ’

die Hauptsache für erledigt zu erklären und dem

beklagten Land die außergerichtlichen Kosten des

_
Rechtsetreits aufzuérlcgen°

Auch das beklagte Land sieht die Hauptsache als erledigt an

und beantragt,
_

'

die Kosten des Rechtsstreits der Klägerin aufzuerlegen.
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Grundlage für die Kostenentscheidung im-sozialgericht—

lichen Verfahren — auch in Fällen der vorliegenden Art —

ist 5 195 des Sozialgerichtegésetzes (SGS) (vgl° Beschluß

des Senats vom 18° Januar 1957 - 6 RKa 7/56 —)„

Das beklagte Land und die Beigeladenen sind Körperschaf—

ten des öffentlichen Rechts im Sinne des 5 193 Abs„ 4

SGG (vgl„ 5 368 k Abs, 5 Satz 1 RVO in der Fassung des
Gesetzes über Kassenarztrecht vom 17. August 1955

[BGBl. I s., 51_3_7und@414 Abs. 4 Satz 1 BVGin der
Fassung des Gesetzes über die Verbände der gesetzlichen

Krankenkassen und der Ersatzkaséen
vom 17, August 1955

ÄEGBl. I'So 5237), Diese Beteiligten haben daher naeh

5 193 Abs. 4 SGG in jedem Fall die ihnen erwachsenen Ko—

sten des Rechtsstreits selbst zu tragen (vgl„ Urteil des
Senats vom 29. Mai 1956 [€ozialrécht SGG@ 193 Da 1
Nr° g7)‚

Hinsichtlich der Kosten, die der Klägerin entstanden sind,

ist nach sachgemäßem Ermessen zu entscheiden, bei dessen

Ausübung vor allem der nach dem bisherigen Sach— und

Streitstand zu beurteilende — vermutliche — Verfahrens—

ausgang den Ausschlag gibt. Dabei gelten die gleichen
\

Erwägungen, die der Bundesgerichtshof (BGB.) für den ähn—
lichen Sachverhalt des vom Gericht bei der Kostenent—

scheidung des © 91 a der Zivilprozeßordnung (ZPO) anzu—
wendenden "billigen Ermessens" angestellt hat (vgl° Be—

schluß vom 18, Februar 1954 in NJW 1954 So 1038), Ist der

Rechtsstreit in der Hauptsache bereits gegenstandslos

geworden, so kann es nicht Aufgabe der Kostenentschei—

dung sein, den Streitfall, der in mehrfacher Hinsicht

zu rechtlichen Zweifeln Anlaß gibt, hinsichtlich aller

für dessen mutmaßlichen Ausgang bedeutsamen Rechtsfragen

zu überprüfen und die rechtlichen Zweifelsfragen auszu—

schöpfen‚ Eine solche Auffassung würde den Willen des

Gesetzes verkennen, das Gericht zu entlasten und "seine-,

_
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Zeit und Arbeitskraft'anderen‚ wichtiger und'vordringlich

erscheinenden Streitigkeiten zuzuwenden", wie der BGH° a.a.0„

“zutreffend betont,

‚Die demnach gebotene summarische Überprüfung des bisherigen

Sach— und Streitstends ergibt, daß die Klägerin, die in Be—

rufungsverfahren obgesiegt hat, vermutlich auch im Revisi—

onsverfahren Erfolg gehabt hätte; denn es spricht viel da—

für, die von der Revision zur Nachprüfung gestellten Fragen

mit der herrschenden Meinung zugunsten der Klägerin zu be—

antworten, den. die Entscheidungen der
hessischen

Zulassungs—

instanzen als —
mit der Klage im sozialgerichtlichen Ver—

fahren anfechtbare — Verwaltungsakte anzusehen, die mangels

unterbliebener Rechtsbehelfsbelehrung im angefochtenen Ver—

weltungsakt auch nach Ablauf eines Jahres seit Zustellung

noch angefochten werden konnten. Die der Klägerin erwachse—‘

nen eußergerichtlichen Kosten der Rechtsmittelverfahren

waren daher dem beklagten Land als voraussichtlich unter-

legenem Rechtsmittelkläger eufzuerlegen° Hingegen muß die

Entscheidung in der Sache selbst als völlig offen angese—
hen werden; über die entscheidende Frage, ob die Klägerin

überhaupt zur Kassenprsxis zugelässen'gewesen ist, sind

in den Prozeßurteilen der Vorinstanzen keine Feststéllungcn_

getroffen° Es erschien daher angebracht, daß die;Beteilige

ten die Kosten des ersten Rechtszugs selbst tragen°
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